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Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass vorstehende Aus-
führungen keine abschließende Rechtsberatung darstellen. Für
weiterführende Fragen in Bezug auf Ihre individuelle Lebens-
situation sollten Sie sich an einen entsprechenden Fachanwalt
oder Notar wenden.

Links:
www.statistik.sachsen.de/html/familien-lebensformen.html
amt24.sachsen.de/lebenslage/-/lebenslage/
Eheleute+Lebensgefaehrten+Lebenspartner-5000239-
lebenslage-0
www.statistik.sachsen.de/download/statistisch-betrachtet/
broschur_statistik-sachsen_statistisch-
betrachtet_wirtschaft.pdf

Gefördert durch:

Diese Maßnahme wird mitfinanziert mit
Steuermitteln auf Grundlage des vom Sächsischen
Landtag beschlossenen Haushaltes. Landesverband Sachsen e.V.
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Eigentumsfragen

Die bereits vor der Ehe und der Lebensgemeinschaft
bestehenden individuellen Eigentumsverhältnisse bleiben unbe-
rührt, d.h. Eigentum und Schulden bleiben bei dem jeweiligen
Partner. Auch mit der Ehe bleiben Schulden getrennt und der
Ehepartner übernimmt gerade nicht, wie vielfach angenommen,
die Schuldverpflichtungen des anderen. Gemeinsame Schuld-
verpflichtungen entstehen nur dann, wenn von beiden Partnern
Darlehensverpflichtungen (z.B. Kredite) eingegangen werden
oder Bürgschaften für den anderen gegeben werden.

Rechtliche Vertretung, ärztliche Auskunft

Ohne besondere gesetzliche Regelung oder entsprechende Be-
vollmächtigung kann eine Person eine andere Person nicht recht-
lich wirksam vertreten, d.h. für diese keine rechtsverbindlichen
Erklärungen abgeben. Die Eheschließung an sich führt nicht zu
einer derartigen Bevollmächtigung. Auch wenn der Ehegatte
selbst nicht mehr in der Lage ist, Entscheidungen zu treffen, kann
dies nicht ohne weiteres durch den anderen Ehegatten erfolgen.
Hier ergeben sich also zur nichtehelichen Lebensgemeinschaft
keine Unterschiede.

Das Gleiche gilt bei einer ärztlichen Behandlung. Der Arzt ist auch
gegenüber Ehegatten an seine ärztliche Schweigepflicht gebun-
den. Nur bei einer entsprechenden Entbindung von der Schwei-
gepflicht, darf der Arzt Auskunft an Dritte erteilen.

Ist allerdings der Partner oder Ehegatte nicht mehr in der Lage,
sich selbst zu äußern, dann kann hier nur noch eine ent-
sprechende Vorsorgevollmacht, Patientenverfügung, Betreu-
ungsverfügung weiterhelfen, wenn dies beide Partner im Vorfeld
im Rahmen der Vorsorge schriftlich geregelt haben.

Ehe: Innerhalb der Ehe gelten die Geschäfte zur angemes-
senen Deckung des Lebensbedarfs der Familie als einzige Aus-
nahme zum Grundsatz, dass der andere für seinen Ehepartner
keine rechtsverbindlichen Erklärungen abgeben kann. Im Rah-
men dieser Bedarfsgeschäfte sind beide Eheleute zur Forderung
der Lieferung berechtigt und zur Kaufpreiszahlung verpflichtet,
egal, wer von beiden den Kaufvertrag geschlossen hat.
Nichteheliche Lebensgemeinschaft: Im Rahmen der nicht-

ehelichen Lebensgemeinschaft gibt es eine derartige vertre-
tungsrechtliche Ausnahmeregelung nicht.

Erwerbslosigkeit

Ehe: Für den Ehepartner, der erwerbslos ist, besteht die Mög-
lichkeit des Eintrittes in die Familienversicherung, so dass er in der
gesetzlichen Krankenversicherung des erwerbstätigen Ehepart-
ners beitragsfrei mitversichert ist. Gleiches gilt für die gemein-
samen Kinder.
Nichteheliche Lebensgemeinschaft: Für den nichtehelichen

Partner besteht im Falle der Erwerbslosigkeit nicht die
Möglichkeit, beim Partner beitragsfrei mitversichert zu werden.
Ebenso entfällt die Möglichkeit für nicht-leibliche Kinder (also z.B.
die Kinder des erwerbslosen Partners)

Kinder

Ehe: Es gilt das gemeinsame elterliche Sorgerecht per Gesetz
nach § 1626 BGB.
Nichteheliche Lebensgemeinschaft: Ein gemeinsames elter-
liches Sorgerecht besteht nach § 1626 a BGB nur dann, wenn
beide Partner eine entsprechende öffentlich beurkundete Sorge-
rechtserklärung beim Notar oder dem Jugendamt abgeben. Es
erfolgt dann eine Eintragung im Sorgerechtsregister. Wenn sich
beide darüber einig sind, stellt dies kein Problem dar.
Bei Uneinigkeit besteht hier aber erhebliches Streit- und Kon-
fliktpotential: nämlich die Gefahr, dass sich ein Partner querstellt –
sich entweder ganz aus der Verantwortung ziehen will oder ein-
seitig das Sorgerecht für sich allein beansprucht, entgegen dem
Willen des anderen Partners. Dann kann in der Regel nur noch
eine Gerichtsentscheidung weiterhelfen.

Tod des Partners, Erben und Vererben

Ehe: Mit Tod des Ehepartners erhält der überlebende
Ehepartner Witwen-/ Witwerrente.

Nichteheliche Lebensgemeinschaft: Mit dem Tod des
Partners erhält der Überlebende keine Rente.

Ehe: Der überlebende Ehepartner hat einen gesetzlichen An-
spruch aus der gesetzlichen Erbfolge. Er erbt neben eventuell
vorhandener Kinder ¼ und aus dem sog. Zugewinnausgleich
kommt nochmals ¼ dazu, das sind im Ergebnis ½.

Nichteheliche Lebensgemeinschaft: Der überlebende Partner
hat keinerlei gesetzlichen Anspruch auf den Nachlass des Ver-
storbenen.
Nur durch ein individuell noch zu Lebzeiten geregeltes Testament
kann der Verstorbene den Partner als Erben einsetzen.

Ehe: Der überlebende Ehepartner hat einen Erbschaftssteuer-
Freibetrag i. H. v. 500.000 EUR in der Steuerklasse I. Über den
Freibetrag hinausgehendes Nachlassvermögen ist dann mit ei-
nem Steuersatz von 7% - max. 30% zu versteuern.
Nichteheliche Lebensgemeinschaft: Im Falle eines größeren
zu vererbenden Vermögens gelten hier keine hohen Erbschafts-
steuer-Freibeträge! Dieser liegt bei 20.000 EUR. Das darüber-
hinaus gehende Nachlassvermögen ist dann in der Steuerklasse
III mit 30% - max. 50 % zu versteuern.

Ehe: Eheleute haben die Möglichkeit, ein gemeinschaftliches
Testament zu errichten.
Nichteheliche Lebensgemeinschaft: Um sich gegenseitig für
den Todesfall abzusichern, müssen beide Partner ihre Nachlass-
angelegenheiten in einem eigenständigen, separaten Testament
individuell regeln.

Steuern

Ehe: Da der Gesetzgeber die Einkünfte von Ehepartnern
steuerlich als gemeinsames Einkommen ansieht, besteht die
Möglichkeit der gemeinsamen steuerlichen Veranlagung
(gemeinsame Steuererklärung). Für Eheleute gelten die Steuer-
klassen 3 und 5 bzw. jeweils Steuerklasse 4.
Nichteheliche Lebensgemeinschaft: Jeder Partner muss je-
des Jahr eine eigene Steuererklärung abgeben, d.h. es findet im-
mer eine getrennte steuerliche Veranlagung statt. Es finden die
Steuerklassen 1 und 2 Anwendung.

Ehe: Unabhängig davon, was der einzelne Ehepartner verdient,
versteuert jeder nur die Hälfte des Gesamteinkommens.
(Ehegattensplitting).
Nichteheliche Lebensgemeinschaft: Da eine gemeinsame

Veranlagung nicht in Betracht kommt, kann hier der Splittingtarif
nicht angewandt werden.

Trennung / Scheidung

Ehe: In der Ehe gilt der gesetzliche Güterstand der Zugewinn-
gemeinschaft. Dieser kann durch Ehevertrag geändert werden -
mit Beginn oder auch während der Ehe. Dieser ist notariell zu be-
stätigen.
Bei einer Scheidung erfolgt dann die Berücksichtigung des in der
Ehezeit erworbenen Vermögens dadurch, dass der in der Ehe er-
worbene Zugewinn beim Vermögen an den anderen hälftig aus-
zugleichen ist. Hiermit erfolgt der Schutz des vermögens-
schwächeren Partners.
Nichteheliche Lebensgemeinschaft: Das gemeinsame Wirt-
schaften während der Beziehung und wechselseitig erbrachte
Vorsorgeleistungen und sonstige Zuwendungen werden bei Ende
der Beziehung nicht ausgeglichen. Derjenige Partner, der
während der Dauer der nichtehelichen Lebensgemeinschaft
weniger Vermögen erworben hat, bekommt nach der Trennung
keinen Ausgleich und ist somit schlechter gestellt.

Ehe: Nach den gesetzlich für die Ehe geltenden Bestimmungen
besteht ein Anspruch des schlechter Verdienenden gegen den
besser Verdienenden auf Unterhaltszahlungen in der Zeit der
Trennung und auch oft für einige Zeit nach der Ehescheidung.
Hierdurch findet ein Ausgleich zugunsten des wirtschaftlich
Schwächeren statt - auf eine Bedürftigkeit kommt es nicht an. Als
Trennungsfolgen sind gesetzlich geregelt: Trennungs- und
Kindesunterhalt sowie nachehelicher Unterhalt und nachehe-
liches Umgangsrecht (bezüglich der gemeinsamen Kinder).
Nichteheliche Lebensgemeinschaft: Es gibt grundsätzlich

keine Ansprüche auf Unterhalt nach der Trennung. Allenfalls
dann, wenn ein gemeinsames Kind existiert und das Einkommen
der Mutter (i.d.R.) nicht ausreicht (sog. Bedürftigkeit), den
gesamten Lebensunterhalt selbst zu decken bzw. der Mutter eine
Erwerbstätigkeit aufgrund der besonderen Umstände (Schwang-
erschaft, bes. Bedarf der Kindesbetreuung) in den ersten drei
Lebensjahren des Kindes nicht zumutbar ist.

Ehe: Alle in der Ehezeit erworbenen Rentenanwartschaften
und die sonstigen Altersversorgungsansprüche werden je hälftig
geteilt. Auch hier wird wiederum der geringer verdienende Ehe-
gatte geschützt.
Nichteheliche Lebensgemeinschaft: In der nichtehelichen

Lebensgemeinschaft gibt es nach der Trennung keinerlei gegen-
seitige Rentenausgleichsansprüche.


